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Rivne demnach höher und sta-

tistisch signifikant höher in 

Polissia als in anderen Gebie-

ten von Rivne. Die Belastun-

gen mit Cäsium-137 sind laut 

Ganzkörpermessungen bei den 

Bewohnern von Polissia dem-

nach ebenfalls statistisch deut-

lich höher als bei Bewohnern 

anderer Gebiete. Das Fazit der 

Autoren: Die Raten an Neural-

rohrdefekten und Mikroph-

thalmie in der Region Polissia 

in Rivne gehören zu den höch- 

sten in Europa. 
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8. Atommüllkonferenz 
 

Anti-Atom-
Initiativen 
beschlossen 
Aktionsschwer-
punkte 
 
Zwei Schwerpunkte der näch-

sten sechs Monate kristalli-

sieren sich für die Anti-Atom-

Bewegung heraus: Die Folgen 

der Reaktorkatastrophen von 

Tschernobyl und Fukushima 

und die ungelöste Atommüll-

entsorgung. 

Rund 80 Delegierte aus Anti-

Atom-Initiativen und Um-

weltverbänden kamen am 6. 

Februar 2016 zur 8. Atom-

müllkonferenz in der Volks-

hochschule Göttingen zu-

sammen. 

Input-Referate zur Konditio-

nierung von Atommüll, Fach-

beiträge zu Fragen wie der 

umstrittenen Freimessung ra-

dioaktiver Abfälle und die 

sich abzeichnende Entwick-

lung, daß aus Zwischenlagern 

nun mangels Endlager Dauer-

lager werden, prägten den 

fachlichen Teil der Veranstal-

tung. 

Den Jahrestagen der Reaktor-

katastrophen in Tschernobyl 

vor 30 Jahren und im japani-

schen Fukushima vor 5 Jahren 

wird in den nächsten Wochen 

in zahlreichen Veranstaltun-

gen, Mahnwachen und Kund-

gebungen gedacht werden. 

Noch immer existiert eine 

Sperrzone rund um Tscherno-

byl, während in Fukushima 

Menschen zur Rückkehr in die 

verstrahlten Gebiete genötigt 

werden und die japanischen 

Atomkraftwerke sukzessive 

wieder ans Netz gehen sollen. 

441 Atomkraftwerke sind 

weltweit noch am Netz, mit 

EU-Subventionen soll im bri-

tischen Hinkley Point ein neu-

es Kraftwerk errichtet werden. 

Allein der Bau des Atom-

kraftwerks soll 33,7 Milliar-

den Euro verschlingen. 

„Wir werden klarstellen, dass 

der Streit um die Atomkraft 

und erst recht um die Frage, 

wie mit dem Müll umgegan-

gen werden soll, keinesfalls 

beendet ist“, sagte BI-

Sprecher Wolfgang Ehmke. In 

Dannenberg treffen sich un-

verdrossen Menschen an je-

dem Montag um 18 Uhr auf 

dem Rathausplatz zu einer 

Mahnwache, im März wird 

dort für den sofortigen Atom-

ausstieg demonstriert. 

Dazu gehöre auch, daß im 

Schulterschluss mit den ande-

ren Initiativen die Auseinan-

dersetzung mit dem Standort-

auswahlgesetz fortgesetzt wird. 

Ein „Jucke-Punkt“ wird die 

Vorlage des Berichts der 

Endlagerkommission im Juni 

und deren Empfehlungen für 

die weitere Endlagersuche 

sein. „Jahrelang haben wir im 

Wendland gegen Gorleben 

demonstriert, nun müssen wir 

alle gemeinsam auch die Auf-

gabe des dortigen Salzstocks 

einfordern“, sagte Jochen Stay 

für die bundesweite Anti-

Atom-Initiative .ausgestrahlt 

unter dem Beifall der Teil-

nehmerinnen und Teilnehmer. 

Das zweite Aktionsfeld wer-

den die Castor-Transporte aus 

den Wiederaufarbeitungsanla-

gen in La Hague und Sella-

field sowie die Transporte aus 

Jülich und Garching ins west-

fälische Ahaus sein, die ab 

dem Jahr 2017 stattfinden sol-

len, beschlossen die Delegier-

ten. Konkrete Absprachen sol-

len auf der nächsten Atom-

müllkonferenz im Herbst die-

ses Jahres erfolgen.  

Die deutsche Sektion der In-

ternationalen Ärzte-Vereinigung 

IPPNW hat im Januar 2016 

eine neue Ausgabe ihrer „Ak-

zente“ mit dem Titel „Freiga-

be radioaktiven Materials 

beim AKW-Abriss – Dauer-

hafter Einschluss statt Rück-

bau?“ herausgegeben. Ihre 

Antwort lautet „dauerhafter 

Einschluss“.2 

Die Stellungnahme der IPPNW 

setzt an den immensen Men-

gen radioaktiv belasteten Ma-

terials aus dem Abriss von 

Atomkraftwerken an. Kern-

punkt der Kritik ist das soge-

nannte „10 µSv-Konzept“. Die 

IPPNW betont, dass solche 

Niedrigstrahlung, der Men-

schen durch die Freigaben von 

als „nicht radioaktiv“ dekla-

rierten Abriss-Müll ausgesetzt 

sein können, nicht zu verant-

worten ist. Man hätte auch 

erwähnen können, dass die 

Vorgabe der zu akzeptieren-

den Strahlenbelastung von der 

IAEA stammt. Hinzu kommt, 

dass die nach Strahlenschutz-

Verordnung (StrlSchV) gel-

tenden Grenzwerte auf völlig 

veralteten Risikofaktoren der 
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ICRP beruhen und das kom-

plexe Modellsystem zur Ab-

leitung der Freigabe-Grenz-

werte auf zahlreichen Annah-

men und Voraussetzungen be-

ruht, die schlicht nicht haltbar 

oder nicht mehr gültig sind. 

Wie auch immer, die IPPNW 

Autoren kommen zum glei-

chen Ergebnis wie der Bund 

für Umwelt und Naturschutz 

Deutschland e.V. (BUND), 

der schon im Jahr 2000 die 

Freigabe unter Bezugnahme 

auf die damalige Novelle der 

StrlSchV grundlegend abge-

lehnt hat, da hierdurch keine 

Beschränkung der gesundheit-

lichen Belastung verbunden 

sei und kein Klagerecht beste-

hen würde. Das der Bevölke-

rung mit der Freigaberegelung 

willkürlich durch die IAEA, 

Strahlenschutzkommission und 

die Bundesregierung ohne de-

mokratische Legitimation zuge-

mutete Risiko ist nicht akzep-

tabel. Da es keine Schwelle 

einer „trivialen“ Dosis gibt, 

müsste das FreigabeSystem 

auch den Strahlenschutzanfor-

derungen der Rechtfertigung, 

der Suche nach Alternativen 

und der Minimierung unter-

liegen. Diese Grundsätze hätte 

man in den „Akzenten“ etwas 

akzentuierter darstellen kön-

nen. 

IPPNW empfiehlt unbe-
fristeten Einschluss der 
AKWs auf Dauer 

Die Frage ist jedoch, was die 

Alternative zur Freigabe von 

Abrissmaterial sein kann. Die 

Antwort von IPPNW lautet: 

„Der unbefristete und auf 

Atommüll 
 

AKW Abriss – Einschluss oder 
Rückbau ? 
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